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D er Ausschuß für die H ochbaunorm ung hat einen 
N orm ungsentw urf fü r die Berechnung des um bauten 
Raum es von H ochbauten sowie fü r die Kosten von 
Hochbauten veröffentlicht und erw arte t dazu bis zum 
15. A pril d. J. Ä ußerungen an  seinen Obm ann, H errn  
M in isteria lra t Dr. K ram er, D resden.

D ie Absicht, auf diesen zwei Gebieten eine a ll­
gem ein gültige R egelung herbeizuführen , dü rfte  von 
a llen  Seiten freudig  begrüßt w erden, denn ein großes 
B edürfnis h ie rfü r ist nicht zu bestre iten . D ie seit m ehr 
als 60 Jah ren  für d ie preufi. S taatshochbauverw altung 
erlassene Vorschrift, d ie sich zunächst auch bei vielen 
an deren  K reisen  e ingebürgert hatte , hat le ider in den 
le tz ten  Jah rzehn ten  im m er m ehr an  G eltung verloren , 
nicht zu letz t deshalb, w eil die M ängel in der Regelung 
selbst sich im m er fü h lb are r gemacht h a tten  und weil 
versäum t w orden w ar, zur rechten Zeit die Regelung 
von ih ren  F eh le rn  zu befre ien  und neuzeitlich um zu­
gestalten. Nachdem nun auch seit dem K riege die 
nach dieser V orschrift bea rbe ite te  V eröffentlichung der 
statistischen Nachweisungen fü r H ochbauten eingestellt 
w orden w ar, h a t sie im m er m ehr an  B edeutung ver­
loren. G leichzeitig sind dam it ü b erhaup t zuverlässige, 
nach einheitlicher Regelung erm ittelte  K ostenangaben 
verschw unden. (Dem V ernehm en nach w erden in 
nächster Zeit die preußischen V eröffentlichungen in 
a l te r  W eise fo rtgesetzt werden.)

Nun hatte schon vor dem Kriege Stadtbaurat 
P e r r fe y  , Mannheim, im Aufträge der „Vereinigung 
der technischen Oberbeamten deutscher Städte“ Ver­
besserungsvorschläge für die Berechnung des umbauten 
Raumes gemacht und nach diesen auch im Deutschen 
Baujahrbuch umfangreiche statistische Ergebnisse über 
Schulbauten und sonstige städtische Bauten heraus­
gegeben, über die in den staatlichen Veröffentlichungen 
selbstverständlich nichts enthalten sein konnte. So 
wichtig diese Veröffentlichungen namentlich für die 
städtischen Hochbauämter zu werden versprachen, so 
hat doch leider der Krieg und der nachfolgende Wäh­
rungsverfall eine weitere Veröffentlichung unmöglich 
gemacht. Neuerdings hat aber sogar der internationale 
Kongreß für das Krankenhauswesen die Frage einheit­
licher Statistik über Krankenhauskosten auf die Tages­
ordnung gesetzt. Man sieht daraus, w ie stark das Be­
dürfnis nach einer einheitlichen Regelung ist.

W enn wir uns nun endlich anschicken, die immer 
brennender gewordene Frage einer allgem ein gültigen  
Lösung näherzubringen, so sollten wir zunächst ein­
mal aus den Fehlern der bisherigen Regelung zu lernen  
versuchen. Schon vor längeren Jahren habe ich auf ein 
Ergebnis aus den preußischen Nachweisungen hin­
gewiesen, das den Fehler derselben deutlich macht.

Von 55 F ö rste rw ohnhäusern , die nach gleichem 
M usteren tw urf und  vollständig  gleichen G rund riß ­
abm essungen nahezu  gleichzeitig gebau t w aren , h a tten  
v ie r H äuser m it D rem pel und D oppelpappdach zw ar 
n u r  10156 M. im D urchschnitt gekostet, w ährend  die 
übrigen  m it Ziegeldach ohne D rem pel im D urchschnitt 
10 575 M., also rund  -1 v. H. m ehr e rfo rd e rt hatten . Nach 
dem erred in e te n  K ubikm eterp reis  ergab  sich ab er ein 
U nterschied von 10,3 M. gegen 15,5 M., also ein  M ehr

von rund  50 v. H. für das Ziegeldach! Dieses le tztere 
Ergebnis ist fü r den Vergleich zwischen Pappdach und 
Ziegeldach in höchstem Maße irre füh rend  und nur durch 
die geradezu unheilvolle Vorschrift zur E rrechnung des 
um bauten Raum es verursacht, nach der bei dem Haus 
mit Pappdach der gesam te D achbodenraum  m itgerechnet 
w erden muß. bei dem H aus m it Ziegeldach aber nicht, 
so daß die Kostensumme im ersten  F all durch 988 cbm, 
im zw eiten nur durch 784,2 cbm zu te ilen  war.

Was nützt es dem  B auherrn , w enn ihm  auf G rund 
solcher Regeln durch die W ahl eines Pappdaches eine 
E rsparn is von 50 v. H. nachgewiesen w ird, w ährend  
diese tatsächlich der Endsum m e nach nu r 4 v. H. be­
träg t?  W ird  nicht gerade hierdurch dem Selbstbetrug 
Tür und Tor geöffnet?

Es könnten noch andere, ebenso au ffallende Bei­
spiele aus neuester Zeit angeführt w erden, aber es 
scheint unnötig, denn auch der eine F all zeigt schon 
k la r  und deutlich, w oran der F eh ler liegt. D ie Regel 
ist nach baulichen Ä ußerlichkeiten aufgestellt, indem 
m an lediglich die H auptgesim shöhe des G ebäudes als 
m aßgebend hingestellt hat, w ährend für den B auherrn  
die A usnutzbarkeit ausschlaggebend ist. W ir haben  seit 
langem  erkann t, daß w ir m ehr nach w irtschaftlichen 
G rundsätzen bauen müssen, aber w ir haben  le ider 
im m er noch nicht die Regeln gefunden, bei deren  Be­
folgung m an die W irtschaftlichkeit zahlenm äßig u n ­
trüglich erkennen  kann. Bei d ieser G elegenheit m üßte 
je tz t ernstlich danach gesucht w erden.

W enn nun  selbst bei G ebäuden, die nach gleichen 
Bestim m ungen berechnet w aren , doch noch die U n­
zulänglichkeit der Regeln zu solchen Trugschlüssen 
führt, w ieviel w eniger mag da eine K ostenangabe 
brauchbar sein, die nach ganz anderen , m eist sogar u n ­
bekann ten  G rundsätzen  errechnet w orden ist? Ist doch, 
wie gesagt, in den le tzten  Jah rzehn ten  eine dera rtige  
V erw ilderung in der Berechnungsweise des um bauten  
Raum es eingetreten , daß je d e r  e rs t bei jedem  einzelnen 
F alle  sich die Berechnungsregel so zurechtlegt, w ie sie 
ihm  gerade fü r einen bestim m ten Zweck am vo rte il­
haftesten  erscheint. D a ist es denn  w irklich m it großer 
F reude  zu begrüßen, w enn der Norm ungsausschufi sich 
bem üht, h ie r eine R egelung zustande zu bringen, die 
auch Aussicht haben  dürfte , allgem ein angew endet zu 
w erden.

So anerkennensw ert nun  aber auch die Absicht ist, 
so k an n  doch le ider der vorliegende E ntw urf noch nicht 
ohne w eiteres als eine b rauchbare V erbesserung an ­
gesehen w erden. Gewiß ist es gut, w enn die Regeln so 
knapp  gefaßt w erden  w ie n u r möglich, aber w ichtiger 
als das ist es, daß die Regeln um fassend sind, so daß 
fü r jed en  n u r erdenklichen F a ll eine zw ingende V or­
schrift besteht, nach dem so und  nicht anders gerechnet 
w erden  muß. Es sei gestattet, auf solche Lücken au f­
m erksam  zu machen.

A. Z u d e n  B e s t i m m u n g e n  ü b e r  d i e  R a u m -  
b e r e e h n u n g .

1. Im Krankenhausbau hat der sog. T e r r a s s e n ­
b a u  neuerdings eine Bedeutung bekommen, w ie sie 
bei seiner Kostspieligkeit nicht zu erwarten war. D ie
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überaus wichtige Frage, ob unc! wieweit er auch als 
wirtschaftlich anzusehen ist, darf nun durch unzu­
reichende Regeln nicht verschleiert werden. Wenn wn 
den Querschnitt eines solchen Baues betrachten, wie er 
tatsächlich heutzutage zur A usführung kommt, so dürfen 
die Regeln un ter keinen Umständen Zweifel darüber 
aufkom m en lassen, ob der offene Raum unter dem nach 
hinten überkragenden Gebäudeteil mitzurechnen ist

oder nicht. Da selbst Vorhallen, die als geschützte 
U nterfahrt oder als überdeckter S itzplatz eine Forde­
rung des Bauprogram m s zu erfü llen  haben, nicht ein­
m al nach ihrem  um bauten Raum, sondern nach ih ren  
wirklichen Kosten berechnet w erden sollen, nutzbare 
Dachböden sogar gänzlich ausscheiden, so w äre es ein 
noch schwererer Fehler als der oben erw ähnte beim 
Pappdach, wenn m an diesen offenen Raum, der voll­
ständig entbehrlich ist und sich nur zw angläufig aus 
dem Zurücksetzen der vorderen A ußenm auer ergibt, in 
die Summe des um bauten Raumes m it hineinbeziehen 
wollte. D er K ubikm eterpreis w ürde sich dann als un ­
verhältnism äßig billig heraussteilen, w ährend sich die 
höheren Kosten dieser zweifellos teueren  A usführungs­
weise gegenüber anderen  nicht abgetreppten  Bauten 
nur aus der Gesamtsumme ergeßen, für die ein V er­
gleich selten vorhanden ist. V erhindert der W ortlaut 
des Entw urfs nun unbedingt die M itberechnung des 
offenen Raumes? Kann man diesen überbauten  Raum 
sprachlich nicht doch womöglich noch zur bebauten  
Fläche rechnen? Oder ist etwa bei den Ausnahm en 
dieser offene Einbau zweifelsfrei als solcher kenntlich 
gemacht? H andelt es sich dort nicht lediglich um Bau­
teile, die sich außerhalb  des eigentlichen B aukörpers 
befinden? W ünschenswert w äre es jedenfalls, wenn 
zur Behebung aller Zweifel bei dem Ausdruck bebauter 
Fläche auch der geschlossene, notwendigen Zwecken 
dienende Raum zur Bedingung gemacht würde. Um­
gekehrt sollte man sich dann aber auch nicht scheuen, 
die größere Fläche überragender Geschosse, wie bei 
Holzfachwerksbauten, in Anrechnung zu bringen, indem 
man ebenso wie für ungleiche Höhen auch fü r un- 
gleidie Geschoßflächen getrennte Berechnung einführt.

2. D er soeben erw ähnte Fall füh rt aber auch noch 
zu der Aufgabe, die Berechnungsweise der offenen 
E inbauten nicht unerw ähnt zu lassen. Solange sie dem 
W ohnungszweck als überdeckter Sitzplatz dienen, w ird 
es wohl das richtigste bleiben, sie in den um bauten 
Raum m it einzubegreifen, wenigstens bei mäßigen Ab­
messungen und namentlich wenn sie von der sonst 
üblichen Zimmertiefe abgenommen w erden und der 
dah inter verbleibende Raum womöglich eine größere 
Fensterfläche erhält. Denn von einer V erbilligung des 
um bauten Raumes durch diesen offenen Einbau kann 
dann ja  auch schwerlich die Rede sein. Wohl aber ist 
das möglich, wenn die Abmessungen solcher offenen 
E inbauten Uber das Maß einer gewöhnlichen H auslaube 
hinausgehen. Das kommt sogar, wenn auch nur ver­
einzelt, bei W ohnhäusern vor. In C harlo ttenburg  
Knesebeckstr. 5i, ist z.B. nach italienischem Vorbild eine 
etwa 20 m lange Säulenhalle eingebaut. Namentlich 
aber bei öffentlichen G ebäuden finden w ir durch­
gehende offene Einbauten. Es sei erinnert an die alte 
P inakothek in München, die Pfeilerhalle am neuen 
Bahnhot in S tuttgart, an die Liegeräum e in K ranken­
häusern. Es w äre nicht wirtschaftlich, wenn man die 
neuen Bestimmungen nur auf den W ohnungsbau oder 
sogar auf den Kleinwohnungsbau zuschneiden wollte 
D ie gleichen Regeln müssen vielm ehr für Gebäude 
a ller Art gleich gut verw endbar sein.
I • w I] ieun e *ere R idltunS hat auch hier und da selbst 
bei W ohnbauten Vorgesetzte, also meist nicht in die
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Überdachung einbezogene W andpfeiler gezeitigt. Man 
kann  verm uten, daß diese sowohl w ie auch w irkliche 
S trebepfeiler nach A, 5 m it ih re r  richtigen Höhe als 
G ebäudeteile gerechnet w erden  sollen, trotzdem  w äre 
zum m indesten die E infügung der Stichw orte: „W and- 
pfciler, S trebep feiler“ erw ünscht, besser sogar w ürde 
der F all der überdachten und der nicht überdachten 
Pfeiler erw ähnt, da es nicht gerech tfertig t ist, die 
Nischen zwischen den P fe ile rn  auch noch zu dem  um­
bauten  Raum hinzuzurechnen, am w enigsten, w enn die 
Nischen durch m ehrere Stockwerke ununterbrochen  hin­
durch reichen. Man kann  sogar im Zweifel sein, ob 
man unnötige P fe ile rvorlagen  m itrechnen soll.

4. Die bebaute Fläche nach den Rohbaum aßen in 
Höhe der Oberfläche des Erdgeschoßfußbodens zu be­
rechnen, erscheint n id it angebracht, da sich in dieser 
Höhe vielfach noch ein Sockelvorsprung geltend macht. 
Besser w äre deshalb „in m ittle re r oder in F ensterhöhe“.

5. Selbst bei W ohngebäuden kom m t es vor, daß die 
Decke über dem obersten  Vollgeschoß ü b erh a u p t keinen 
Fußboden erhält, so wenn es sich um einen sog. Kriech­
boden handelt. Bei gew ölbten K irchen b ilde t dieser 
Fall sogar die Regel. Man w ürde h ier also zunächst 
einm al diejenige n iedrigste Höhe zeichnerisch oder 
rechnerisch erm itteln  müssen, die bei E infügung eines 
Fußbodens nötig w äre. F ü h rt m an aber diese Höhe 
wirklich als m aßgebend in die Rechnung ein, so wird der 
E inheitspreis gegenüber den anderen  m it Dachfufiboden 
billiger, und zw ar bei Bauten von 10 m Höhe etwa um 
1 v. H., bei 20 111 Höhe um Vi v. H. W ill m an diese Un­
gleichheit des E inheitspreises verm eiden, so muß man 
von der angenom m enen H öhe ein bestim m tes Maß in 
Abzug bringen, etw a rund  10 im, da die Kosten des 
Dachfußbodens rund ein Zehntel des Einheitspreises je 
1 cbm um bauten Raum es betragen . D er vorgeschlagene 
W ortlaut versagt außerdem , w enn die Höhe eine un­
gleiche ist. Es gibt sogar W ohnräum e, deren  Decke 
entsprechend dem flachen D adi etw as geneigt ist. Es 
b leib t deshalb nichts anderes übrig , als die mittlere 
Höhe in die Rechnung einzuführen.

6. Bei welcher Größe w erden  Lichthöfe in Abzug 
gebracht?

7. A lle diese P u n k te  tre ten  jedoch in ih rer Be­
deutung zurück gegen die H aup tfrage , ob der n i c h t  
a u s g e b a u t e  D a c h  r a u m  m itgerechnet werden soll 
oder nicht. Daß er in den preuß. Bestim mungen zu­
weilen mit-, zuw eilen nicht m itgerechnet w ird, ist schon 
oben als nicht gerade einw andfre ie  Lösung erwähnt. 
D ie neuen Bestim m ungen rechnen den D achraum  nicht 
mit, wenigstens muß m an das aus dem  Mangel an 
Sonderregeln schließen, besser w äre  es au d i hier, wenn 
an passender S telle k lipp  und k la r  zum Ausdruck ge­
bracht w ürde, daß D achraum  niem als mitgeredinet 
wird, sonst en tsteh t doch w ieder die Gefahr, daß 
irgendw elche G ründe fü r die M iteinberechnung ge­
funden w erden.

Nun ist aber zunächst noch die Frage offen, ob es 
richtiger ist, den umbauten geschlossenen Dadiboden 
mitzurechnen oder nicht. Wenn auch eingefleisdite 
Anhänger des Flachdaches die Niitzlidikeit von Dach­
bodenräumen geleugnet, ja sogar ihr Vorhandensein 
lür geradezu schädlich erklärt haben, so ist doch gar 
nicht zu verkennen, daß wir beim gänzlichen Fehlen 
sowohl von Dachböden als von Kellerräumen zur zeit­
weiligen Lagerung vieler \  orräte in den Haupt­
geschossen viel kostspieligeren Ersatz schaffen müssen. 
Daß also durch Dachböden wirtschaftlich nicht be­
deutungslose Werte geschaffen werden, kann für Wohn­
häuser nicht abgestritten werden, desgleichen auch 
nicht lur .Stallanlagen. Grundsätzlich wäre es deshalb 
c urchaus gerechtfertigt, die Dachböden irgendwie mit­
zuberechnen. Es fragt sich nur, ob dafür ein gang­
barer Weg gefunden werden kann, bei dem der hinzu- 
ge ugte Raum auch einigermaßen dem wirtschaftlichen 

ert der Dachbodenräume entsprechen würde. Zur 
osung dieser I'rage sind umfangreiche Verberech­

nungen notig, die alle etwa vorkommenden Fälle be­
im  sichtigen. Mir ist nicht bekannt, ob und in welchem 

m ange der Ausschuß der Reichshochbaunormung 
solche Vorarbeiten tatsächlich schon geleistet hat.
tt .inii1 einige Hauptfälle dieser Frage geben meine 
Veröffentlichungen im Deutschen Baukalender (1950, 
iii , ö. 185/187) gewisse Aufschlüsse, cveil liier Ergeb­
nisse über die Kosten der einzelnen Geschosse von 
Wohnhäusern m itgeteilt sind. Wenn aus diesen er- 
ln 'i <!ie Kosten der Kellergeschosse etwa

is 5(1 v. H., die Kosten des Dachgeschosses sogar



etw a 55 bis 90 v. H. eines Vollgeschosses ausmachen, so 
sieht m an schon allein  aus diesen hohen B eträgen, daß 
die K eller- sowie die D achkosten den K ubikm eterpreis 
des H auses ganz außerordentlich beeinflussen. D a das 
Kellergeschoß viel w eniger hoch ist, als die Voll­
geschosse (60 bis 70 v. H.), so b e träg t der K ubikm eter­
preis des Kellergeschosses nu r etw a zwei D ritte l des 
K ubikm eterpreises der Vollgeschosse. Rechnen w ir also 
den ganzen um bauten Raum des Kellergeschosses mit, 
so w ird der E inheitspreis bei voll u n te rk e lle rten  Ge­
bäuden gegenüber anderen  ohne K eller schon nicht un­
wesentlich n iedriger. W ollte m an diesen Einfluß der 
billigen K ellerräum e ausschalten, so dürfte  m an von 
der Kellergeschoßhöhe n u r etw a zwei D ritte l der Höhe 
in Rechnung setzen. D adurch w ürde auch k la r  zutage 
treten , um w ieviel ein einstöckiges aber voll u n te r­
kellertes W ohngebäude te u re r  ist, als fünfstöckige, 
allerd ings hauptsächlich deshalb, weil auf den voll­
w ertigen Geschoßraum verhältn ism äßig  viel m ehr 
K ellerraum  entfä llt. U m gekehrt habe ich nachweisen 
können  (Zeitschrift deutscher A rchitekten u. Ingenieure 
1922, S. 29 ff.), daß bei gleichem A nteil an  Dachboden 
und K ellerraum  die nach den preuß. Bestim mungen 
errechneten K ubikm eterp reise von ein- bis fünf­
stöckigen G ebäuden nahezu die gleichen w erden. Auch 
das w ürde aber schon nicht m ehr der F all sein, wenn 
m an den um bauten  Raum des Dachbodens in voller 
A usdehnung m it hinzuzählen  würde. D er K ubikm eter­
preis des einstöckigen H auses w ürde dann sogar 
b illiger w erden, als der des fünfstöckigen Hauses, aber 
w ohlgem erkt nu r deshalb, weil m an vollw ertigen Ge­
schoßraum genau so in die Rechnung einsetzt, wie den 
w irtschaftlich zweifellos viel geringer zu bew ertenden 
Dachboden und K ellerraum . W ürde das V erhältnis 
zwischen diesen beiden w irtschaftlichen W erten  ein 
fü r allem al das gleiche sein, sagen w ir einm al w ie 2: 1 ,  
so w äre die F rage der Berechnung einfach gelöst, m an 
dü rfte  den um bauten  Raum  der m inderw ertigen  Dach- 
und K ellerräum e auch nu r zur H älfte  in die Rechnung 
einsetzen. N ur dann w ürde aus dem  K ubikm eterpreis 
ersichtlich sein, bis zu welchem G rade das G ebäude 
auch w irtschaftlich gebaut ist.

Verfolgen w ir diesen G edanken aber noch weiter, 
so sehen wir, daß w ir auf diesem  W ege doch nicht zu 
einem  befriedigenden Ziele kommen, denn erstens ist 
das W ertverhältn is zwischen W ohnraum  und D adi- 
und K ellerraum  niem als als ein gleichbleibend festes 
anzusehen, und zw eitens m üßten w ir dann  sofort noch 
ein p aa r Schritte w eitergehen  und auch das W ert­
verhä ltn is  von G eschäftsräum en und W erkstätten  
gegenüber W ohnräum en festlegen. F ern er m üßten wil­
den Raum  von T reppen  und gem einsam en F lu ren  so­
gar nach irgendeinem  V erhältnis verm indert in 
Rechnung setzen, denn diese V erkehrsräum e setzen 
m it ih re r  wachsenden G röße sogar die W irtschaftlich­
keit s ta rk  herab. Es ist deshalb sehr wohl möglich, 
daß m an nach eingehenden V orarbeiten in diesem Sinn 
dabei verb le iben  w ird, den D achbodenraum  überhaup t 
nicht zu rechnen. W ir w erden dann aber au t anderem  
W ege eine W irtschaftsberechnung unserer Hochbauten 
e in führen  müssen. Es ist nicht möglich, die Kosten der 
wirtschaftlich gleich hoch einzuschätzenden Teile, 
nam entlich der V erkehrsräum e, baulich gänzlich ge­
tren n t zu erm itteln , aber m an w ird wohl neben der 
K ostenberechnung noch eine genaue Berechnung der 
Nutzflächen je  nach dem G rade ih re r M ietsw erte zu­
sam m enstellen können. Also beispielsw eise 1. hoch­
w ertige Geschäftsräum e, 2. vollw ertige A ufen tha lts­
räum e, 3. Lagerräum e, 4. V erkehrsräum e (Treppen, 
F lure). Aus diesen Zahlen ist dann das V erhältnis 
zwischen ihnen jedesm al zu erm itteln , also beispiels­
w eise 10 : 60 : 24 : 10. W erden spä ter neben dem 
K ubikm eterp reis auch stets noch diese V erhältniszahlen 
bekanntgegeben , und hat m an aus um fangreicheren, 
statistischen Nachweisen E rfah rung  gesamm elt, welches 
V erhältn is das erreichbar günstigste ist, so dürften  w ir 
im w irtschaftlichen Bauen einen großen Schritt 
w e ite r sein.

B. Z u d e n  B e s t i m m u n g e n  ü b e r  d i e  
K o s t e n  v o n  H o c h b a u t e n .

1. Statt von Hochbauten würde man an dieser 
Stelle vielleicht besser von Hochbauanlagen (Hoch­
bauten, Anstalten, Siedlungen usw.) sprechen.

2. Es wird vorgeschlagen, den Ausdruck: „und dei­
nen zu beschaffenden Verkehrsflächen“ zu ersetzen

durch: „einschl. e tw aiger noch bere itzuste llender (oder 
abzutretender) V erkehrsflächen.“

Neben den ortsüblichen gesetzlichen Bauabgaben 
können doch wohl auch noch reichs- oder landesgesetz­
liche B auabgaben, z. B. A nsied lerbeiträge, in F rage 
kommen.

Vor allem  fehlt aber noch an d ieser S telle der H in­
weis auf die Zinsen a lle r G rundstücksausgaben 
w ährend der Bauzeit.

3. U nter 1 B feh lt ebenfalls ein H inw eis auf die 
Bauzinsen.

4. Ebenso wie für die Kosten zu B, i u n te r II das 
nötige gesagt ist, w äre auch wegen der Kosten zu B, 
2 bis 4 auszuführen, daß der H ausrat am besten nach 
N utzeinheit, d ie A ußenanlagen un ter ih re r A ufzählung 
im einzelnen nach M eterlänge, Q uad ra tine te rfläd ie  
usw., N ebenkosten nach H undertste ln  der B aukosten­
summe anzugeben sind. Audi was m it F inanzierungs­
kosten gem eint ist, d ü rfte  noch zu e rlä u te rn  sein.

5. D ie un ter III au fgeführten  Kosten w erden von 
vornherein  besser geteilt nach solchen, die zu den 
Grundstückskosten, und solchen, die zu den G ebäude­
kosten hinzuzurechnen sind. Zu ers te ren  gehören die 
bei 3 u. 4 au fgeführten  Beträge. D iese m üssen zum 
G rundstück hinzugerechnet w erden, da sie den P reis 
desselben beeinflussen und n u r so einen Vergleich m it 
ändern  G rundstücken ermöglichen. D abei ist noch ge­
nau festzulegen, wo sich die gewöhnlichen G ründungs- 
kosten von den außergew öhnlichen tren n en ; vielleicht 
am besten 60cm u n te r O berfläche des un te rsten  Ge­
schoßfußbodens. Auch außergew öhnliche G rundw asser- 
dichtungen sind h ier noch hinzuzufügen.

U nter III, 1 muß es heißen: „ . . .  offene A nbauten und 
offene E inbauten  m it A usnahm e k le in erer W ohuungs- 
hausbauten  (bis zu 20 <1™ Nutzfläche).“

H inzuzufügen w ären wohl auch noch U n terfah rten  
und Stützen überk ragender Bauteile. D em  W ort 
„D achaufbauten“ (III, 3) w ird m an besser ebenfalls die 
hauptsächlichsten A rten  in K lam m ern beifügen: z. B. 
G iebel, soweit nicht schon bei dem ausgebauten  Dach­
geschoßraum berücksichtigt, D achbrüstungen, Dach­
reiter, Dachtürmchen u. a. m. Ebenso gehören auch zu 
den Kesselschornsteinen (III, 5) noch alle sonstigen 
k le ineren  Baulichkeiten, w ie k le inere  Ställe, H äus­
chen, S pringbrunnen, Fahnenm aste, Gartenschm uck usw.

6. Besonders zu überlegen w äre noch, ob nicht, 
abgesehen von der A bgrenzung zwischen G rundstücks­
und G ebäudekosten, auch eine schärfere A bgrenzung 
zwischen G ebäude- und H ausratkosten  w ünschensw ert 
ist. D er Ausdruck „fest eingebaut“ grenzt hauptsächlich 
gegen den H ausrat ab, der vom N utznießer zu be­
schaffen ist, zw eifelhaft b leib t aber im m er noch, was 
u n te r „fest eingebaut“ eigentlich zu verstehen  ist. Bei 
der Lösung dieser F rage w ird m an n id it um  die A uf­
zählung von E inzelausführungen  herum  kommen.

Das bedeutet aber bei den G ebäudekosten, daß man 
auch die T itelein teilung der Kostenanschläge mit in die 
Norm ung hinein  bezieht. V orarbeiten  in d ieser Be­
ziehung sind ebenfalls durch die V ereinigung der 
technischen O berbeam ten  deutscher S tädte längst ge­
macht, auch in der „Deutschen Bauzeitung“ habe ich 
mich über diese F rage verschiedentlich ausgesprochen. 
Ich verzichte deshalb, h ie r näher d a rau f einzugehen.

7. In der A nm erkung sind K ellerlichtkränze nicht 
aufgeführt.

8. Bei der Berechnung des ausgebauten Dach­
körpers wäre die m ittlere Querschnittsfläche und die 
mittlere Höhe vorzuschreiben. Es kann Vorkommen, 
daß die Dachschräge erst in der oberen H älfte des 
Raumes beginnt. Für die Höhe soll also die Decken­
höhe, nicht die Dachhöhe maßgebend sein.

Zum ausgebauten  D achkörper w ird  m an wohl doch 
auch den in das Dachgeschoß h ine in ragenden  T rep p en ­
abschluß rechnen müssen, besonders, w enn er dem 
u n te ren  T reppenhaus entsprechend e ingerid ite t ist, 
ebenso auch M alerw erkstä tten , W aschküchen, Räuchei- 
kam m ern, Baderäum e und A borte. Ob m an F lu re  und 
m otten- sowie diebessichere L agerräum e, die manchm al 
mit großen Kosten hergeste llt w erden, a u J i  im aus­
gebauten D achkörper mit einbegreifen  soll, oder ob 
m an nicht h ie rfü r  n u r die über das übliche Maß h inaus 
aufgew endeten  K osten ge trenn t erm itte ln  soll, b liebe 
noch zu überlegen. —•
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STEUERFRAGEN
Grundstückserwerber und Wertzuwadissteuer. ie 

beigetriebene Steuer ist nicht abzugsfahig.
Scheidung des Oberverwaltungsgeridhtes.)

W ährend nach der früheren  Rechtsprechung 
O berverw altungsgerichts die seitens des er
v e r t r a g l i c h  ü b e r n o m m e n e  W ertzuwachssteuer 
dem Erw erbspreis nicht hinzugerechnet werden durt e, 
hat das O berverw altungsgericht inzwischen in diesem 
Falle seine Auffassung zugunsten des Erw erbers ge­
ändert. Es erkenn t heute an, daß die v e r t r  a g 11 cn 
übernomm ene W ertzuwachssteuer den Erw erbspreis 
des Käufers erhöht und infolgedessen bei einer späteren 
Weit er Veräußerung als Teil des Erw erbspreises zu be­
rücksichtigen ist.

Anders ist jedoch die Rechtslage, wenn die W ert­
zuwachssteuer von dem E rw erber eines Grundstücks aut 
G rund der Bestimmungen der W ertzuw achssteuer­
ordnungen b e i g e t r i e b e n  wird, weil die E jn_ 
ziehungsversuche beim V erkäufer sich als fruchtlos 
erw iesen haben. Ein K äufer hatte  auch in einem 
solchen F alle  nach der W eiterveräußerung des G rund­
stücks die Anrechnung der von ihm beigetriebenen 
W ertzuwachssteuer verlangt. Dies hat das O ber­
verw altungsgericht Berlin abgelehnt. Nach der ein­
deutigen Bestimmung der S teuerordnung ist, w ie das 
O berverw altungsgericht in seiner grundsätzlichen Ent­
scheidung ausführt, unter W ertzuwachs im Sinne dieses 
Ortsgesetzes nicht ein durch Erw erb, Besitz und V er­
äußerung eines Grundstücks erzielter Vermögens­
zuwachs, vielm ehr nur der nach den Vorschriften des 
Steuergesetzes zu berechnende Unterschied zwischen 
dem vereinbarten  Erwerbs- und V eräußerungspreise zu 
verstehen (vgl. Entscheidungen des O berverw altungs­
gerichtes Band 77, Seite 34). Demgemäß könnte jene 
von der Rechtsvorgängerin des K lägers erfo rderte  W ert­
zuwachssteuer nur dann in Anrechnung kommen, 
w e n n  s i e  e i n e n  T e i l  d e s  v o n  d e m  K l ä g e r  
z u  z a h l e n d e n  E r w e r b s p r e i s e s  b i l d e t e  
oder k raft positiver Vorschrift als Kosten des Erw erbes 
zu berücksichtigen wäre.

Als Preis ist nach der ständigen Rechtsprechung des 
Gerichtshofes regelmäßig das zwischen V eräußerer und 
E rw erber v e r e i n b a r t e  Entgelt fü r die Überlassung 
des Eigentums am G rundstück zu verstehen, also die 
G esam theit derjenigen Vermögenswerten Leistungen, 
die n a c h  d e m  W i l l e n  der Beteiligten dazu be­
stimmt sind, die Vermögensminderung auszugleichen, 
die der V eräußerer durch die Ü bertragung seines Sach- 
eigentums auf den E rw erber erleidet. Als Preis kom m t 
somit nur dasjenige in Betracht, was für die Über­
eignung des Grundstücks zu leisten, keineswegs aber 
alles, was sonst aus Anlaß der V eräußerung des G rund­
stücks aufzuwenden ist (vgl. U rteil des Gerichtshofs 
vom 26. Januar 1925, Entscheidungen des O berverw al­
tungsgerichts Band 69, Seite 16). Im vorliegenden Falle 
ist nach dem eigenen V orbringen des K lägers beim 
Erwerb des Grundstücks die Übernahm e der W ert­
zuwachssteuer durch ihn, den E rw erber, v e r t r a g ­
l i c h  n i c h t  v e r e i n b a r t  w o r d e n .  S i e  b i l ­
d e t e  d a h e r  k e i n e s f a l l s  e i n e n  T e i l  d e r  
f ü r  d i e  Ü b e r t r a g u n g  d e s  G r u n d s t ü c k s  
v e r e i n b a r t e n  G e g e n l e i s t u n g ,  k a n n  a l s o  
n i c h t  a l s  T e i l  d e s  E r w e r b s p r e i s e s  a n ­
g e s e h e n  w e r d e n .

Auch als E rw erbskosten können diese 4183 RM. 
n i c h t  gelten, wie der Bezirksausschuß zutreffend aus­
geführt hat. D enn als Kosten des Erw erbes im Sinne 
der dem § 14 Nr. 1 des Zuwachssteuergesetzes ent­
sprechenden Bestimmung des § 5 Abs. Nr. 1 der S teuer­
ordnung sind nur solche Aufwendungen anzusehen, die 
u n m i t t e l b a r  u n d  r e g e l m ä ß i g  m it dem 
Rechtsvorgange des Grundstückserwerbes Zusammen­
hängen und nach der Anschauung des V erkehrs als zum 
Erw erbe gehörig gelten (vgl. Entscheidungen des Ge­
richtshofes Band 66, Seite 8, ferner Pape in Koppes 
Jahrbuch des Steuerrechts, Jahrgang 1, Seite 226, und 
die Kom m entare zum Zuwachssteuergesetz Lion, 
Seite 147, und Cuno, Seite 190/191). Zu diesen Kosten 
ist die Zuwachssteuer nicht zu rechnen. Insbesondere 
ist die H aftung des E rw erbers für diese Steuer gemäß 
§ 11 der S teuerordnung nicht eine regelmäßige und un­
m ittelbare Folge des Erwerbes eines Grundstücks, son­
dern b e r u h t  a u f  d e m  b e s o n d e r e n  U m ­
s t a n d e ,  daß die Steuer von dem V eräußerer, dem 
Schuldner der Steuer, nicht beigetrieben werden kann 

Danach konnte die von der Rechtsvorgängerin de« 
Klagers erforderte Zuwachssteuer selbst dann keine

Berücksichtigung finden, wenn bereits feststände, daß 
der Kläger, um seiner Haftung als Erwerber zu ge­
nügen die Steuer an den Beklagten zu zahlen hätte, 
und daß ein Rückgriff gegenüber jener Gesellschaft 
oder den einzelnen Gesellschaftern keinen Ertoig haben 
würde. Deshalb ist hier rechtlich ohne Bedeutung, ob 
der Kläger wegen jener Steuer von dem Beklagten be- 
reits herangezogen worden ist oder nicht. D ie Revision 
war somit als unbegründet zurückzuweisen. (VII C 
170/28.) — C-

RECHTSAUSKÜNFTE
Ardi. BDA G. in H. ( K a n n  b e i  i r r t ü m l i c h e r  

M a s s e n a n g a b e  i n  e i n e m  P a u s c h a l v e r t r a g  
n a c h t r ä g l i c h  A b r e c h n u n g  n a c h  A u f m a ß  
g e f o r d e r t  w e r d e n ? )

T atbestand  und F rage . D ie  D ad id eck era rb e iten  z u 'e in e m  Neu­
bau  sind zu einem  Pauschalpreis  übernom m en. Es s te llt sich bei 
der Abrechnung heraus, dafl in den M assen des Kostenanschlages 
Irrtü m er en th a lten  w aren , bei e in e r  Position  e tw a 10 v. H. Von 
den ursprünglichen P länen  ist a b e r  in k e in e r  W eise abgewichen, 
der D achdeckerm eister h a tte  se in e rze it G eleg en h e it z u r genauen  Nach­
p rüfung  der M assen. D ie  E rb en  des inzw ischen v e rs to rb en en  Dach­
deckers fo rd ern  je tz t B ezahlung nach Aufmafi. S ind  sie dazu be­
rechtigt?

A ntw ort. Es w äre  Sache des U n te rn eh m ers  gew esen, nach den 
vorhandenen  P länen  die M assen so rg fä ltig  fe s tzu ste llen , bevor er 
sich zu r A usführung  fü r e inen  Pauschalp re is  verpflich te te . Wenn 
de r A uftrag  tatsachlich ohne Abw eichung von dem  P ro jek t aus­
gefüh rt w orden ist und d e r U n te rn eh m er ü b erseh e n  hat, daß sidi 
in de r M assenberechnung ein F eh le r b efand , so k a n n  e r  (bzw. sein 
Rechtsnachfolger) nicht nachträglich e ine  E rhöhung  des Preises 
fo rdern , v ie lm ehr is t de r P auschalp re is  m aßgebend. Es liegt ein 
rechtlich unerheb licher Irrtu m  bei d e r K alku la tion  vor (RGE. Bd. 55,
S. 369; Bd. 64, S. 268; ROLG. Bd. 4, S. 205). —

R echtsanw alt D r. P au l G 1 a s s , Berlin.

Arch. H. R. in W. (M i e t s r e c h t s f r a g e.)
T atbestand . Ein G rundstück, das m it de r e inen  Front an der 

H au p tv erk eh rss traß e  lieg t, m it de r an d eren  län g e re n  Front an einer 
ebenfalls  s ta rk en  V erk eh r au fnehm enden  S traße , soll mit einem 
m odernen G eschäftshaus b eb au t w erden . An d e r H auptverkehrs­
s traße  lag b ish er ein  Z igarren laden  nebst W ohnung, der unter 
M ieterschutz steht. Dem  G eschäftsinhaber soll an der anderen 
S traße am  Ende des G rundstückes e in  g rö ß e re r L aden in moderner 
Aufm achung rn.it b esse re r W ohnung eingerich tet werden. Er lehnt 
das jedoch ab , tro tzdem  das neue G eschäftshaus Zigarren usw. nidit 
fü h ren  w ill, so daß dem M ieter k e in e  K onkurrenz  entsteht. Er 
verlang t einen  Laden nebst W ohnung an a lte r  Stelle oder eine 
hohe A bfindungssum m e.

F rage . Ist e ine  K lage au f R äum ung erfolgversprechend, was ist 
sonst zu tun , und kann  der M ieter die A usführung  des Neubaues 
ve rh indern , tro tzdem  a lle  Rücksicht au f die E rh a ltu n g  des Betriebes 
w ährend  der B auzeit genom m en w erden  soll?

A ntw ort. D er M ieter von W ohnung u nd  Geschäftslokal hat An­
spruch auf G ew ährung  d e r R äum lichkeiten  an d e r  Stelle und in 
d e m  baulichen Zustande, w ie e r  sie gem ietet ha t, w enn nicht etwa 
in dem M ietsvertrage abw eichende B estim m ungen (insbesondere die 
Pflicht zur D uldung  b au licher V erän d eru n g en  u. a.) enthalten sind. 
E r braucht sich also einen  U m bau se in e r R äum e und  die Zuweisung 
von Räum en an a n d ere r S telle  n id it g efa llen  zu lassen , sofern nicht 
e tw a seine W eigerung a u s s c h l i e ß l i c h  zu dem Zwecke ge­
schieht, dem H ause igen tüm er Schaden zuzufügen  (§ 226 BGB.), also 
n id it durch irg en d e in  e igenes In te resse  des M ieters getragen wird; 
le tz teres w ürde vo rliegend  ab e r  n id it d e r F a ll sein, wenn das neue 
G esd iäftslokal an eine an d ere  S traß en fro n t v e rleg t w erden soll, 
v ie lm ehr w äre  u n te r diesen U m ständen die W eigerung  des Mieters 
du rd i ein  ersichtliches e igenes In te resse  gestü tzt.

B esteht auf G rund  de r V ertragsbestim m ungen  k e in e  M öglidikeit, 
das E inverständn is des M ieters zum U m bau und  zu r V erlegung der 
W ohnung und des G eschäftslokals des M ieters in an d ere  Räum e des 
H auses zu erzw ingen , so w äre  bei W eigerung  des M ieters nur die 
M öglidikeit gegeben, e ine  A ufhebung des M ietsverhältn isses auf 
G rund des § 4 MSdiG. durch gerich tlid ies XJrteil zu versuchen. . Der 
V erm ieter kann  nach d ieser B estim m ung a u f A ufhebung des Miets­
verhä ltn isses (un ter G este llung  von E rsa tz rau m  fü r  die W ohnräum e 
und V ergütung der Um zugskosten) k lag en , w enn fü r  ihn aus be­
sonderen  G ründen ein so d ringendes  In te resse  an  de r E rlangung 
des M ietsraum es besteh t, daß aud i bei Berücksichtigung der V er­
hältn isse  des M ieters die V oren tha ltung  e ine  schw ere U nbilligkeit 
fü r den V erm ieter d a rs te llen  w ürde. O b e ine  so ld ie  K lage Erfolg 
haben w ird , kann  nach den m itge te ilten  T a tum ständen  n id it mit 
S id ierheit vorausgesetzt w erden . A ussid itslos e rsd ie in t sie jed e n ­
falls nicht; es ist seh r w ohl möglich, daß beim  N adiw eis eines 
d ringenden w irtsd iaftlichen  In te resses  des V erm ie ters  an  dem Um­
bau (das genauer darzu legen  w äre) und beim  N adiw eis, daß w eder 
durdi die V erlegung de r W ohnung nodi des G esd iäfts lokals  die 
In teressen  des M ieters in n e n n en sw e rte r W eise b eein träch tig t w er­
den, das Gericht das M ietsverhä ltn is  au fh eb t; die A bw ägung der 
beiderseitigen  In teressen  ist n a tü rlid i le tz ten  Endes e ine E r ­
m e s s e n s f r a g e  des G erid its , de ren  E rgebn is  bei d e r Ver­
schiedenartigkeit de r A nsid iten  n id it vo rauszusehen  ist.

W enn die vom M ieter fü r  e inen  V erg le id i vorgeschlagene Ent- 
sdiädigungssum m e dem  V erm ie te r f in an z ie ll u n tra g b a r  e rsd ie in t, 
m üßte der Prozeß an g estren g t w erd en ; es besteh t dann  auch die 
W ahrscheinlichkeit, daß das G e rid it au f e in en  V erg le id i h inw irken  
w ird  und der M ieter angesid its  d e r M öglichkeit e ines ungünstigen 
Prozeßausganges zu e in e r E rm äßigung  se in e r A bstandsfo rde rung  sidi 
b ere itfinde t. — R echtsanw alt D r. P au l G 1 a s s , B erlin .
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